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Einleitung und Problemstellung 

§ 1 Das Institut der vollstreckbaren Urkunde 

A. Herkunft, Eigenarten und Vorkommen 

Mit der vollstreckbaren Urkunde können die an einem schuldrechtlichen 
Verhältnis Beteiligten privatautonom und unter Umgehung eines vorgeschalte-
ten Erkenntnisverfahrens die Schaffung eines Vollstreckungstitels vereinbaren 1 • 

Das Bedürfnis nach entsprechenden Rechtsinstituten unmittelbarer Vollstreck-
barkeit kann filr alle Rechtsordnungen seit der Antike nachgewiesen werden2 . 

Als unmittelbarer Vorläufer der heutigen vollstreckbaren Urkunde entwickel-
te sich im Oberitalien des 12. und 13. Jahrhunderts parallel zur Herausbildung 
eines staatlichen Notariats3 das Institut des instrumentum guarentigiatum4 (= 
"Urkunde, die vorzügliche Sicherheit gewährt") aus Scheinrechtsstreiten, die 
zunächst das Erfordernis des Erkenntnisverfahrens mit Anspruchsanerkenntnis 
durch den Schuldner aufrechterhielten. Auch dem mittelalterlichen deutschen 
Recht war unmittelbare Vollstreckung bekannt, hier hauptsächlich durch die 
exekutorischen Einträge in die Gerichtsbücher. Beide Arten von Titeln kamen 
aufgrund von ursprünglich dem ordentlichen Prozeß stark ähnelnden Verfahren 
zustande, die den streitigen Verlauf des gerichtlichen Verfahrens simulierten 
und durch einen Akt des Zusammenwirkens der Parteien ersetzten. Daraus 
rechtfertigte sich hinsichtlich der Vollstreckungswirkung die Gleichsetzung mit 
dem Urteil. 

Die vollstreckbare Urkunde entstand aus einem Bedürfnis der Verfahrens-
vereinfachung, als sich das staatliche Gewaltmonopol gegen die Selbsthilferech-
te des einzelnen durchsetzte und ihm damit die Möglichkeit schneller Rechts-
durchsetzung auch in Fällen klaren Rechts nahm. Jedoch wurde sie in ihrem 
Charakter als schneidiges Vollstreckungs instrument in Deutschland zunächst 
durch die Tatsache entwertet, daß jeder Exekution ein Erkenntnisverfahren - der 

I Münch, S. 3. 
2 Münch, S. 10-36; Jongbloed, S. 142, verweist auf vollstreckbare Urkunden im al-

ten Ägypten. DengIer, öst. NotZ 1967, 129, erwähnt erste Anflinge des Beurkundungs-
wesesens bei den Hebräern, Ägyptern, Assyrern und Hethitern. 

3 Hofmeister, öst. NotZ 1982, 103 ff. 
4 Auch als instrumentum guarentigiae bezeichnet, vgl. Hofmeister, öst. NotZ 1982, 

105 li. Sp. 
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summarisch ausgestaltete Exekutivprozeß - vorangehen mußte5 . Auch in Italien 
kam es zum Niedergang der vollstreckbaren Notarsurkunde, als an exekutori-
sche Instrumente immer geringere Anforderungen gestellt wurden, bis die nota-
rielle Beurkundung schließlich verzichtbar wurde6 . Allein Frankreich bewahrte 
eine durchgehende Tradition und eine beispielhafte Organisation des Notariats, 
an die die ausländischen Prozeßrechtskodifikationen des 19. Jahrhunderts später 
anknüpfen konnten. Im Notarsgesetz vom 25. ventöse des Jahres XI (16.3.1803) 
wurde dieser Rechtszustand in modernisierter Form festgeschrieben. Er fand 
über die französische Expansion Eingang in den Niederlanden, Belgien, Lu-
xemburg, It.alien, in der Schweiz und im linksrheinischen Deutschland. 

In ihrer damals begründeten und bis heute fortgeltenden Prägung besitzt die 
vollstreckbare Urkunde einen Doppelcharakter und "überspannt die Nahtstelle 
zwischen materiellem Recht und Verfahrensrecht,,7: sie verkörpert zum einen 
den materiellen Anspruch und beinhaltet zum anderen die privatvertragliche 
Schaffung eines Vollstreckungstitels. 

Durch die Rezeption des römischen Rechts und den "Export" französischen 
Notarrechts während der napoleonischen Eroberungen hat das Institut der exe-
kutorischen notariellen Urkunde beinahe gemeineuropäische Dimension erlangt. 
Allein diejenigen Staaten, in denen kein dem lateinischen vergleichbares Nota-
riatssystem besteht - also der Common-Law-Rechtskreis und die skandinavische 
Rechtsfamilie -, aber auch die Schweiz besitzen derartige Titel grundsätzlich 
nicht. 

Mit der Möglichkeit, vollstreckbare Urkunden auch im europäischen Aus-
land vereinfacht zur Exekution zu bringen, geht Art. 50 des Europäischen Ge-
richtsstands- und Vollstreckungsübereinkommens (GVÜ) vom 27.9.19688 über 
die zunächst einmal akademisch interessante gemeinsame Rechtstradition hin-
aus und bringt dem modemen Rechtsverkehr eine Europäisierung der Vollstrek-
kungswirkung, die durch spätere Beitrittsübereinkommen9 und das Luganer 
Parallelübereinkommen (LugÜ) vom 16.9.1988 10 auch Rechtsordnungen ein-

5 Münch, S. 33-36. 
6 Hofmeister, äst. NotZ 1982, 105 re. Sp. 
7 Wolftteiner, Rn. 6.2. 
8 Abgeschlossen zwischen den EWG-Gründungsmitgliedem Belgien, Bundesrepu-

blik Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande; ABl.EG 1972 L 299, 
32; BGBl. 1972 II, 774. 

9 Beitrittsübereinkommen mit Dänemark, Großbritannien und Irland vom 9.10. 
1978, (ABI.EG 1978 L 304, 1; BGBI. 1983 H, 802); Beitrittsübereinkommen mit Grie-
chenland vom 25.10.1982 (ABl.EG 1982 L 388, 1; BGBI. 1988 11, 453); Beitritts-
übereinkommen mit Spanien und Portugal vom 26.5.1989 (ABl.EG 1989 L 285, 1). 

10 Abgeschlossen zwischen den GVÜ-Mitgliedsstaaten und den Staaten der Euro-
päischen Freihandelsgemeinschaft (Finnland, Island, Norwegen, Österreich, Schweden, 
Schweiz); ABI.EG 1988 L 319, 9. Es gilt mittlerweile zwischen Frankreich, Großbri-



§ 1 Das Institut der vollstreckbaren Urkunde 25 

schließt, denen das Institut bislang unbekannt war. Dort sind Bemühen um 
Verständnis der Konzeption der vollstreckbaren öffentlichen Urkunde und Dis-
kussion um Anpassung des nationalen Rechts die Folge. 

B. Bedeutung im nationalen und im europäischen Rechtsverkehr 

Die Bedeutung der vollstreckbaren Urkunde in der Rechtspraxis ist stati-
stisch schlecht dokumentiert 1 1 • Schätzungen und Hochrechnungen rur die Jahre 
1975 und 1976 ergeben rur Deutschland etwa 1,7 Millionen Vollstreckungsun-
terwerfungen pro Jahr bei ungefahr 700000 rechtskräftig gewordenen Zivilurtei-
len; etwa 360 Milliarden DM waren an grundpfandgesicherten Krediten ausge-
geben, die mit Vollstreckungsunterwerfungen einhergingen 12. In Österreich 
dagegen erfreut sich die vollstreckbare Urkunde geringerer Beliebtheit, was sich 
auf das Fehlen abstrakter Grundpfandrechte zur Kreditsicherung zurückfUhren 
läßt13 • Für Spanien wurde 1973 festgestellt, daß mehr als 60% der streitigen 
Zivilverfahren im Urkundenvollstreckungsverfahren abliefen l4 . Frankreich wies 
Anfang der achtziger Jahre einen Vermögensumsatz von jährlich 700 Mrd. 
Francs auf grund notarieller Urkunden aus 15 • 

Bereits zu Anfang dieses Jahrhunderts war man sich der wirtschaftlichen Be-
deutung der grenzüberschreitenden Urkundenvollstreckung bewuße6 • Der Be-
darf nach entsprechender rechtlicher Gestaltung - sei es auf nationaler oder auf 
internationaler Ebene - ergab sich insbesondere aus dem Zerfall ehemals ein-
heitlicher Rechtsräume durch die staatliche Zersplitterung Europas nach dem 
ersten Weltkrieg l ? . "Wer fiir die Internationalisierung der Rechtspflege ist, muß 
rur die Freizügigkeit des Notariatsaktes sein", schrieb 1925 der Österreicher 
Hojmannsthal18 • 

tannien, Italien, Luxemburg, den Niederlanden und Portugal auf seiten der Europäischen 
Union und Finnland, Norwegen, Schweden und der Schweiz auf seiten der EFTA- bzw. 
Neu-EU-Staaten. 

11 Münch mußte 1988 auf Wolftteiners Schätzungen und Hochrechnungen von 
1978 zurückgreifen, s. Münch, S. 3. 

12 Wolftteiner, Rn. 4.1 tr. 
13 Rechberger/Oberhammer/Bogensberger, S. 81; Hofmeister, äst. NotZ 1982, 118 

li. ~p. 
Fernandez L6pez, ZZP 1979, 286, Fn. 1; anzumerken ist jedoch, daß hierunter 

auch die Scheck- und Wechselvollstreckung fällt, die vermutlich einen Großteil der 
genannten Verfahren ausmacht. 

15 Van Randenborgh, S. 171 m. N.; allerdings wird hier nicht danach unterschie-
den, ob die Urkunde tatsächlich als Vollstreckungstitel diente oder lediglich der Be-
gründung einer materiellen Verpflichtung. 

16 Oberneck, S. 79 li. Sp. 
17 Hofmannsthai, äst. AnwZ 1925,144 f. 
18 Hofmannsthai, äst. AnwZ 1925, 145 li. Sp. 
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